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Vorwort zur sechsten Auflage

Das vorliegende Manual dient der Einführung in die Terminologie und die 
Grundstrukturen des österreichischen und des europäischen Verfassungs- 
und des Allgemeinen Verwaltungsrechts. Sein Hauptziel liegt darin, die 
Grundstrukturen und Zusammenhänge der wesentlichsten Elemente unse-
rer Verfassung und die allgemeinen Instrumente und Funktionsbedingungen 
des Verwaltungsrechts auch durch die immer wiederkehrenden Grafiken im 
wahrsten Sinne zu veranschaulichen.

Das Manual ist auch ein Arbeitsbuch. Aus diesem Grunde ist der Text schmal 
gesetzt und die Fußnoten sind zu Randnoten umgewandelt; der entstehende 
Freiraum kann für Notizen und Anmerkungen verwendet werden.

Es enthält außerdem Fälle und Fragen sowie Lösungen und Antworten, mit 
denen Sie selbst Ihren Lernfortschritt überprüfen können.

Kein Lehrbuch ersetzt aber den Besuch der entsprechenden Lehrveranstaltun-
gen, den Diskurs und die Auseinandersetzung mit anderen. Dieses Lehrbuch 
ist wie jedes andere daher nicht als alleinige Quelle Ihrer verfassungs- und 
verwaltungsrechtlichen Weisheit geeignet. Erst im Zusammenhalt mit Lehr-
veranstaltung und Diskussion wird sich das ganze Bild entfalten.

Dieses Lehrbuch steht in der sechsten Auflage erstmals auch als Hörbuch zur 
Verfügung. Damit können Sie Ihr Studium auch beim Laufen, Radfahren oder 
Bügeln betreiben oder zum Einschlafen Verfassungs- und Verwaltungsrecht 
hören.

Besonderer Dank gilt Frau Mag.a Anica Karlic, Herrn Mag. Lorenz Kern, Frau 
Daniela Klein und Frau Mag.a Lisa-Sophie Sönser für stete und tatkräftige Un-
terstützung.

Benjamin Kneihs, im Sommer 2021
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wN	 weitere Nachweise
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Erster Abschnitt: Grundlagen

I.  Rechtsbegriff und Einteilungen

A.  Rechts- und Staatsbegriff, Staatsgewalt, Staatsgebiet und 
Staatsvolk

Unter Recht wird nach herrschender Auffassung ein von Menschen für 
Menschen geschaffenes Regelungssystem verstanden, das regelmäßig 
effektiv ist und mithilfe organisierten staatlichen Zwangs durchgesetzt 
werden kann:1

■  Recht in diesem Sinne ist nicht von der Natur oder göttlicher Vorse-
hung vorgegeben, sondern wird von Menschen gesetzt.

■  Eine Rechtsordnung muss wenigstens im Großen und Ganzen be-
folgt werden (effektiv sein). Die fallweise Nichteinhaltung einzelner 
Vorschriften schadet nicht.

■  Im Unterschied zu anderen das Zusammenleben der Menschen ord-
nenden Regelungsgefügen (Sitte, Moral) kann die Rechtsordnung 
unter Zuhilfenahme staatlichen Zwangs durchgesetzt werden: Der 
Staat ist mit sogenanntem Imperium ausgestattet, also mit der Rechts-
macht, einseitig zu gebieten, zu verbieten oder zu erlauben und diese 
Vorschriften auch durchzusetzen (siehe noch unten im zweiten Ab-
schnitt).

Der Staat ist ein Gemeinwesen mit territorialer Basis und rechtlicher 
„Verfassung“. Wie er verfasst ist, entscheidet sich durch seine Rechts-
ordnung. Die Ausprägung, die ihm die Rechtsordnung gibt, ist als seine 
Staatsform anzusehen (Monarchie – Republik – Ständestaat usw).

Jede Rechtsordnung enthält spezifische Regeln über die Rechtserzeu­
gung.2 Als (positives, gesetztes) Recht werden unabhängig vom Inhalt 
nur Regeln bezeichnet, die unter Einhaltung dieser Regeln zustande 
kommen.

Eine (neue) effektive und zwangsbewehrte Rechtsordnung, die unter 
Einhaltung dieser Regeln zustande kommt, entsteht evolutionär. Eine 
(neue) Rechtsordnung, die unter Bruch der Regeln über die Rechtser-
zeugung zustande kommt, entsteht revolutionär.

1    Wodurch sich das Recht 
von anderen menschli-
chen Normenordnungen 
(Sitte, Moral, Religion)  
unterscheidet.

2    Rechtsetzung: Recht 
regelt seine Erzeugung 
selbst.
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Manche Verfassungen – etwa das deutsche Grundgesetz – enthalten so 
genannte Ewigkeitsklauseln. Die Beseitigung von Regeln, die unter dem 
Schutz solcher Ewigkeitsklauseln stehen, ist auf evolutionärem Wege 
nicht möglich. Sie würde einen Bruch in der Rechtskontinuität bedeu-
ten. Das österreichische Verfassungsrecht kennt keine Ewigkeitsklausel. 
Es enthält vielmehr sogar eine ausdrückliche Regelung für die Gesamt­
änderung der Bundesverfassung.

In Österreich entstehen generelle Normen unter Einhaltung der in der 
Verfassung enthaltenen Rechtsetzungsvorschriften einschließlich der 
Kundmachung etwa im Bundes‑ oder Landesgesetzblatt oder an an­
deren von der Rechtsordnung vorgesehenen Stellen (Kundmachungs­
organen). Im jeweiligen Kundmachungsorgan können die geltenden 
Rechtsvorschriften vom Einzelnen eingesehen werden. Da dort aber 
häufig nicht das gesamte Regelwerk, sondern nur die jeweiligen Ände-
rungen gegenüber dem Status quo erfasst sind, kann die Erkenntnis der 
für ein Rechtsproblem maßgeblichen Rechtslage auf diesem Wege oft er-
hebliche Mühe bereiten. Daher werden von verschiedenen Fachverlagen 
regelmäßig Gesetzessammlungen publiziert, die der Darstellung der 
auf einem bestimmten Rechtsgebiet geltenden Rechtslage in bereinigter 
Form dienen.3 Verlässliche und einigermaßen aktuelle Information über 
den jeweils geltenden Regelungsstand erhält man im Rechtsinforma­
tionssystem des Bundes (RIS) und auf der Homepage des Parlaments.

Das (auch) für Österreich verbindliche Unionsrecht ist nicht im Bundes- 
oder Landesgesetzblatt nachzulesen. Es wird vielmehr im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht.

3    Bei der Verwendung 
solcher Gesetzessamm-
lungen sollte man sich  
allerdings stets des Um-
stands bewusst sein, dass 
sich die maßgebliche 
Rechtslage seit ihrem Er-
scheinen wieder geändert 
haben kann.
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B.  Positives, gesetztes / Natur- und Gewohnheitsrecht

Als positives Recht wird jede Vorschrift bezeichnet, die unter Einhaltung 
der erwähnten Regeln über die Rechtserzeugung beschlossen und kund-
gemacht wird. Auf bestimmte inhaltliche Anforderungen, insbesondere 
darauf, ob man diese Vorschrift als gerecht oder als wünschenswert emp-
findet, kommt es dafür nicht an. Demgegenüber sind klassische Natur­
rechtslehren, wie sie bis in das 20. Jahrhundert hinein im deutschspra-
chigen Raum zT bestimmend waren, von dem Gedanken getragen, dass 

 


